
ist nicht genügend

Eine erste Einschätzung zur AP 2022+

Akuter Handlungsbedarf

Mit seiner Gesamtschau zur Agrarpo-

litik hat der Bundesrat vor Monaten 

einiges an Unsicherheit und Unver-

ständnis ausgelöst. Eine Ausrichtung 

die nichts, aber auch gar nichts mit 

dem Volkswillen gemäss der Abstim-

mung zur Ernährungssicherheit zu  

tun hat. Deswegen war die ganze 

Branche gespannt auf den Vorschlag 

der Bundesverwaltung zur Agrarpoli-

tik 2022+. 

Positiv betrachtet fällt auf, dass der 

Zahlungsrahmen unverändert bleibt 

und die sehr neoliberalen Ansätze der 

Gesamtschau nur beschränkt einen 

Niederschlag gefunden haben. Das war’s 

dann aber schon!

Negativ fällt auf den ersten Blick die 

Umverteilung der Versorgungsicher-

heitsbeiträge in Betriebspauschalen auf. 

Hier wurde wohl dem BLW bewusst, 

was die Flächenbeiträge in den vergan-

genen Jahren alles angerichtet haben. 

Im Vorfeld der AP 2014+ wurde dies al-

les vehement bestritten! Aber es ist ge-

nauso gekommen, wie die Branche es 

vermutete: Nicht mehr Flächen stan-

den zur Disposition, sondern weniger, 

und die Pachtzinse kamen zunehmend 

unter Druck. Eine Betriebspauschale, 

das ist die verzweifelte Lösung des BLW, 

um Gegensteuer zu ge ben und klamm-

heimlich die Beiträge zur Versorgungs-

sicherheit umzuverteilen. Eine Ent-

wicklung, die so komplett gegen die 

Volksabstimmung läuft! Bei dieser war 

die Versorgungssicherheit mit heimi-

schen Nahrungsmitteln der Schlüssel 

zu dem mehr als eindeutigen Abstim-

mungsresultat. Weiter fällt auf, dass das 

BLW erstmals das bäuerliche Bo den- 

und Pachtrecht unter Beschuss nimmt 

und erste Liberalisie rungs schritte vor-

sieht. Hier gibt es nur eins: Wehret den 

Anfängen. Das heutige Ge setz, welches 

sich über Jahre bewährt hat, darf kei-

nesfalls so abgeändert wer den, dass die 

Position der Schwei zer Bauernfamilien 

geschwächt wird!

Enttäuschend ist auch, dass Bundes-

rat Johann Schneider-Ammann in der 

Vergangenheit die administrative Ver-

einfachung ins Zentrum der Bemühun-

gen der Verwaltung stellte und pau-

senlos Versprechungen machte – lei-

der nur ohne Resultate! Es gibt keinen 

Hinweis darauf, dass die Verwaltung 

bereit ist, diese Versprechen einzulö-

sen – im Gegenteil.

Passend zu dieser ersten groben Ein-

schätzung haben die Delegierten des 

Schweizer Bauernverbands an der Jah-

resversammlung fast einstimmig eine 

Resolution zur Agrarpolitik 22+ verab-

schiedet. Aus Sicht des Dachverbandes 

bringt die erneute Gesetzesreform zu 

wenig Mehrwert, um die damit ver-

bundenen langen Diskussionen in Par-

lament und Öffentlichkeit sowie die 

internen Verteilkämpfe zu rechtfertig-

ten. Die nötigen Änderungen liessen 

sich auch auf Verordnungsebene um-

setzen. Besonders störend ist für den 

SBV, dass der erteilte Volksauftrag nach 

der klaren Annahme des Artikels 104a 

zur Ernährungssicherheit immer noch 

nicht beim Bundesrat angekommen ist. 

Ebenso stösst er sich an den wiederum 

grossen Änderungen im Direktzahlungs-

system und dem Fehlen einer adminis-

trativen Vereinfachung. Die nicht vor-

handene Stabilität der Rahmenbedin-

gungen bindet unnötig unternehmeri-

sche Ressourcen auf den Betrieben.

 Ferdi Hodel, Geschäftsführer ZBV
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Info

Der SBV hat die Resolution zur AP 2022+ 

an seiner Delegiertenversammlung vom 

22. November verabschiedet. Die verab-

schiedete Resolution des SBV

auf unserer neuen Website www.zbv.ch.  

 


